
er über einen Betrag von 100,00 Euro hinausgeht und gleich­
zeitig die Differenz zwischen den geschuldeten und den entrich­
teten Beträgen hinsichtlich jedes Entrichtungs- oder Beitragszeit­
raums 5 % übersteigt, was zur Folge hat, dass der öffentliche 
Auftraggeber verpflichtet ist, den Bewerber, der einen solchen 
Verstoß zu verantworten hat, von der Ausschreibung aus­
zuschließen, ohne andere Aspekte, die hinsichtlich der Zuver­
lässigkeit des Bewerbers als Vertragspartner objektiv aussagekräf­
tig sind, berücksichtigen zu können? 

Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court of the 
United Kingdom (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 
30. Juli 2012 — Test Claimants in the Franked 
Investment Income Group Litigation/Commissioners of 
Inland Revenue, Commissioners for Her Majesty's 

Revenue and Customs 

(Rechtssache C-362/12) 

(2012/C 311/05) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court of the United Kingdom 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Test Claimants in the Franked Investment In­
come Group Litigation 

Rechtsmittelgegner: Commissioners of Inland Revenue, Commis­
sioners for Her Majesty's Revenue and Customs 

Vorlagefragen 

1. Wenn ein Steuerpflichtiger nach dem Recht eines Mitglied­
staats zwischen zwei alternativen Vorgehensweisen wählen 
kann, um eine Erstattung von Steuern geltend zu machen, 
die unter Verstoß gegen die Art. 49 und 63 AEUV erhoben 
wurden, und für eine dieser Vorgehensweisen eine längere 
Verjährungsfrist gilt, ist es dann mit den Grundsätzen der 
Effektivität, der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes 
vereinbar, dass dieser Mitgliedstaat Rechtsvorschriften er­
lässt, die die längere Verjährungsfrist ohne Vorankündigung 
und rückwirkend auf das Datum der öffentlichen Bekannt­
machung der geplanten neuen Rechtsvorschriften verkür­
zen? 

2. Macht es für die Antwort auf Frage 1 einen Unterschied, ob 
zu dem Zeitpunkt, zu dem der Steuerpflichtige seinen An­
spruch aufgrund der Vorgehensweise geltend gemacht hat, 
für die die längere Verjährungsfrist galt, die Verfügbarkeit 
der Vorgehensweise nach nationalem Recht erst i) kurz zu­
vor und ii) von einem Untergericht anerkannt worden war 
und erst später endgültig von der höchsten gerichtlichen 
Instanz bestätigt wurde? 

Vorabentscheidungsersuchen des The Equality Tribunal 
(Irland), eingereicht am 30. Juli 2012 — Z/A Government 
Department and the Board of Management of a 

Community School 

(Rechtssache C-363/12) 

(2012/C 311/06) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

The Equality Tribunal 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführer: Z 

Beschwerdegegner: A Government Department and the Board of 
Management of a Community School 

Vorlagefragen 

1. Ist unter Berücksichtigung der nachstehenden Bestimmun­
gen des Primärrechts der Europäischen Union:: 

i) Art. 3 des Vertrags über die Europäische Union, 

ii) Art. 8 und Art. 157 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, und/oder 

iii) Art. 21, 23, 33 und 34 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union 

die Richtlinie 2006/54/EG, insbesondere Art. 4 und 14, 
so auszulegen, dass eine Diskriminierung wegen des Ge­
schlechts vorliegt, wenn einer Frau, deren genetisches 
Kind im Rahmen einer Ersatzmuttervereinbarung gebo­
ren wurde und die seit der Geburt die Sorge für ihr 
genetisches Kind ausübt, ein dem Mutterschaftsurlaub 
und/oder Adoptionsurlaub entsprechender bezahlter Ur­
laub verweigert wird? 

2. Sofern Frage 1 zu verneinen ist, ist die Richtlinie 
2006/54/EG ( 1 ) mit den vorstehenden Bestimmungen des 
Primärrechts der Europäischen Union vereinbar? 

3. Ist unter Berücksichtigung der nachstehenden Bestimmun­
gen des Primärrechts der Europäischen Union: 

i) Art. 10 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union und/oder 

ii) Art. 21, 26 und 34 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union
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die Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ), insbesondere Art. 3 Abs. 
1 und Art. 5, so auszulegen, dass eine Diskriminierung 
wegen einer Behinderung vorliegt, wenn einer Frau, die 
an einer Behinderung leidet, aufgrund deren sie nicht 
gebären kann, deren genetisches Kind im Rahmen einer 
Ersatzmuttervereinbarung geboren wurde und die seit 
der Geburt die Sorge für ihr genetisches Kind ausübt, 
ein dem Mutterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub 
entsprechender bezahlter Urlaub verweigert wird? 

( 1 ) Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 Verwirklichung des Grundsatzes der Chancen­
gleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Ar­
beits- und Beschäftigungsfragen (ABl. L 204, S. 23). 

( 2 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16). 

Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen 
sad (Bulgarien), eingereicht am 6. August 2012 — Valimar 

OOD/Nachalnik na Mitnitsa Varna 

(Rechtssache C-374/12) 

(2012/C 311/07) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Varhoven administrativen sad 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Valimar OOD 

Kassationsbeschwerdegegner: Nachalnik na Mitnitsa Varna 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 11 Abs. 9 und 10 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
384/1996 ( 1 ) des Rates vom 22. Dezember 1995 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern (jetzt Verordnung 
[EG] Nr. 1225/2009 ( 2 ) des Rates) in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 8 und 9 dieser Verordnung dahin auszulegen, dass, 
wenn keine Änderung der Umstände im Sinne von Art. 
11 Abs. 9 belegt worden ist, diese Vorschriften Vorrang 
vor jeglichen impliziten Befugnissen der Organe aus Art. 
11 Abs. 3 der Grundverordnung bei der Bestimmung des 
Ausfuhrpreises haben, einschließlich — wie im Fall der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1279/2007 ( 3 ) des Rates — der impliziten 

Befugnis der Organe, die Zuverlässigkeit der Ausfuhrpreise 
von Severstal-Metiz für die Zukunft zu beurteilen, indem sie 
einen Vergleich mit den Mindestpreisen gemäß der Preisver­
pflichtung und den Verkaufspreisen in Drittländern vorneh­
men? Wirkt es sich auf die Beantwortung dieser Frage aus, 
wenn wie im Fall von Severstal-Metiz und der Verordnung 
(EG) Nr. 1279/2007 des Rates die Organe bei der Ausübung 
ihrer Befugnisse im Zusammenhang mit der Beurteilung der 
Dauerhaftigkeit der Änderung der Umstände hinsichtlich des 
Vorliegens von Dumping gemäß Art. 11 Abs. 3 der Grund­
verordnung beschließen, die Antidumpingmaßnahme zu än­
dern (den Zollsatz zu reduzieren)? 

2. Folgt aus der Antwort auf die erste Frage, dass unter den 
Umständen, die in dem die Bestimmung des Ausfuhrpreises 
von Severstal-Metiz betreffenden Teil der Verordnung (EG) 
Nr. 1279/2007 des Rates beschrieben sind, und angesichts 
dessen, dass in dieser Verordnung nicht ausdrücklich eine 
Änderung im Sinne von Art. 11 Abs. 9 der Grundverord­
nung belegt worden ist, die die Anwendung einer neuen 
Methodik rechtfertigen würde, die Kommission diejenige 
Methodik zur Bestimmung des Ausfuhrpreises hätte anwen­
den müssen, die im Rahmen der ursprünglichen Unter­
suchung angewandt worden war, im vorliegenden Fall ge­
mäß Art. 2 Abs. 8 der Grundverordnung? 

3. Mit Rücksicht auf die Antworten auf die erste und die 
zweite Frage: Ist die Verordnung (EG) Nr. 1279/2007 des 
Rates in dem Teil, der die Bestimmung und Auferlegung der 
individuellen Antidumpingmaßnahmen in Bezug auf die 
Einfuhr von Seilen und Kabeln aus Stahl, die von Sever­
stal-Metiz hergestellt worden sind, betrifft, unter Verstoß 
gegen Art. 11 Abs. 9 und 10 in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 8 der Grundverordnung bzw. auf einer ungültigen 
Rechtsgrundlage erlassen worden und als solche in diesem 
Teil als ungültig anzusehen? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 
über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. 1996, L 56, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 
2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 343, S. 51). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 1279/2007 des Rates vom 30. Oktober 2007 
zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf bestimmte 
Kabel und Seile aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Russischen 
Föderation und zur Aufhebung der Antidumpingmaßnahmen gegen­
über den Einfuhren bestimmter Kabel und Seile aus Eisen oder Stahl 
mit Ursprung in Thailand und der Türkei (ABl. L 285, S. 1).
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